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Markt Sulzbach a. Main

Landkreis Miltenberg

NIEDERSCHRIFT

Uber die -6ffentliche-

SITZUNG DES GRUNDSTUCKS-, BAU- UND
UMWELTAUSSCHUSSES

am 17.03.2022 um 19:30 Uhr

im Haus der Begegnung (Spessartstr. 4)

Zu dieser Sitzung waren alle Mitglieder des Grundsticks-, Bau- und
Umweltausschusses ordnungsgemal geladen und der Marktgemeinderat schriftlich
vom Sitzungstermin unterrichtet worden.

Anwesenheitsliste:

1. Burgermeister

Herr Martin Stock Csu

Ordentliche Mitglieder

Herr Hubert Amrhein FWG

Herr Artur Hansl Csu

Frau Andrea Heidel ZAG

Herr Norbert Seitz CSu

Herr André Sommer SPD

Herr Steffen Trautmann Csu

Vertreter

Herr Alfred Sommer FWG  Vertretung fur Herr Karl-Heinz Mller

Schriftfihrer
Herr Hubert Schmitt

Gaste

Frau Anne Fache Buro PlanerFM, zu TOPs 1. und 2.
Herr Arch. Christof Trenner ZzuTOP 2.

Abwesend:

Ordentliche Mitglieder
Herr Karl-Heinz Mller FWG Vertreten von Herrn Alfred Sommer
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TAGESORDNUNG

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);

Entwurf des Bebauungsplans "Zwischen Haupt- und Hinterer

Dorfstral3e - ndrdlicher Teil" - Ergebnis der 6ffentlichen Auslegung

a) Behandlung der Stellungnahmen von Behdrden und Trager
offentlicher Belange;

b) Behandlung der Stellungnahmen sonstiger Beteiligter (Burger);

c) Anordnung der erneuten offentlichen Auslegung

Vorstellung des Konzeptes zum Neubau von 2 Mehrfamilienhdusern
auf den Grundstiicken FIL.-Nrn. 145, 148 und 152/1 (Hintere DorfstralRe 8,
10 und 12)

Behandlung der vorliegenden Bauantrage

Bauantrag Uber Umnutzung des Zweifamilienhauses zu einem
3-Familienwohnhaus mit Apartment (4 WE), Goethestral3e 23
("Hohfeld™)

Bauantrag Uber Neubau eines Wohnhauses mit Doppelgarage,
Auf der Birkenhdhe 14 ("Am Sulzbacher Weg")

Tekturantrag Uber Anbau einer Fahrzeug- und Abstellhalle an das
bestehende Feuerwehrgebaude, Spessartstr. 124 ("Gewerbegebiet
Hohfeld")

Antrag auf isolierte Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes fir den Einbau eines Naturpools/Biopools mit
Pflanzzone, Kurt-Schumacher-Strafze 4 ("Wachenbach-Muhlweg")

Antrag auf isolierte Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes fir den Neubau eines Carports, Lerchenweg 5
("Neuaufstellung B-Plan Hasenhecke™)

Antrag auf isolierte Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes fur den Bau eines Gartenhauses, Hollerweg 9
("Sudliches Ortsgebiet")

Behandlung der vorliegenden Bauanfragen

Bauvoranfrage Uber Neubau eines Mehrfamilienwohnhauses mit
Tiefgarage, Spessartstral3e 49 ("Nordlich Spessartstralde™)

Bauvoranfrage Uber Neubau eines Einfamilienwohnhauses,
Spessartstral3e 84 (Innerhalb bebauter Ortsteile)

Umweltschutz;
Vorlage der eingegangenen Bewerbungen fur das Ehrenamt der/des
Umweltbeauftragten - Beratung und weitere Veranlassung

Berichte des Bilrgermeisters
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Wegen Aufhebung der Nichtoffentlichkeit erscheinen die nachfolgenden
Tagesordnungspunkte in der 6ffentlichen Niederschrift:

TOP 1

TOP 4

Neubau eines selbstandigen Radweges von Sulzbach nach Soden
(BA 1 - Wachenbachweg);

Auftragsvergabe der Ingenieurleistungen aufgrund der vorliegenden
Honorarangebote

Einrichtung einer Trinkwasser-Ersatzversorgung Sulzbach-Obernavu;
Abschluss eines Wasserlieferungsvertrages mit der Aschaffenburger
Versorgungs-GmbH (AVG)
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Der Vorsitzende eroffnet die Sitzung des  Grundsticks-, Bau- und
Umweltausschusses, begrufdt alle Zuhorer, und stellt die Beschlussfahigkeit fest.

1 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);
Entwurf des Bebauungsplans "Zwischen Haupt- und Hinterer Dorfstral3e -
nordlicher Teil" - Ergebnis der 6ffentlichen Auslegung
a) Behandlung der Stellungnahmen von Behdrden und Trager 6ffentlicher
Belange;
b) Behandlung der Stellungnahmen sonstiger Beteiligter (Burger);
c) Anordnung der erneuten 6ffentlichen Auslegung

Der Entwurf des Bebauungsplanes "Zwischen Haupt- und Hinterer DorfstralRe -
nordlicher Teil" mit Begrindung in der Fassung vom 16.09.2021 wurde in der Zeit
vom 22.11.2021 bis einschlie3lich 22.12.2021 offentlich ausgelegt. Gleichzeitig mit
der offentlichen Auslegung wurden zum Entwurf des Bebauungsplans die Behdrden
und sonstigen Trager offentlicher Belange beteiligt.

Die eingegangenen Hinweise und Anregungen der Birger sowie der Behérden
wurden vom Biro PlanerFM beurteilt und die entsprechenden Anderungen in den
Entwurf des Bebauungsplanes eingearbeitet.

a) Behandlung der Stellungnahmen von Behodrden und Trager 6ffentlicher
Belange;

Im Rahmen der Behérdenbeteiligung nach 8 4 Abs. 2 BauGB wurden folgende Behorden
und sonstige von der Planung berlhrten Trager offentlicher Belange beteiligt und um
Aul3erung zu der Planung gebeten.

01. Regierung von Unterfranken - Hohere Planungsbehdrde
02. Regionaler Planungsverband Bayer. Untermain — Region 1
03. Landratsamt Miltenberg - Bauplanung- und Bauordnungsrecht
04. Landratsamt Miltenberg - Immissionsschutz

05. Landratsamt Miltenberg - Untere Naturschutzbehorde

06. Landratsamt Miltenberg - Untere Wasserrechtsbehodrde
07. Landratsamt Miltenberg - Brandschutz

08. Landratsamt Miltenberg - Gesundheitsamt

09. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg

10. Staatliches Bauamt Aschaffenburg

11. Bayer. Landesamt fur Denkmalpflege -Referat B Q- Bauleitplanung
12. Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung

13. IHK Aschaffenburg

14. Zweckverband AMME

15. Bayernwerk Netz GmbH — Strom und Gas

16. Deutsche Telekom AG

17. Stadt Aschaffenburg

18. Markt Kleinwallstadt

19. Gemeinde Niedernberg

20. Gemeinde Leidersbach

21. Gemeinde GroRwallstadt
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Die folgenden Behorden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange haben eine
Stellungnahme abgegeben und in ihren Stellungnahmen der Planung zugestimmt bzw. nur
Anregungen oder Hinreise vorgebracht, die erst im Rahmen der konkreten Objektplanung zu
beachten sind:

01. IHK Aschaffenburg

02. Staatliches Bauamt Aschaffenburg

03. Deutsche Telekom AG

04. Gemeinde GroRwallstadt

05. Gemeinde Leidersbach

06. Regierung von Unterfranken - Hohere Planungsbehorde

07. Regionaler Planungsverband - Bayer. Untermain — Region 1
08. Landratsamt Miltenberg - Gesundheitsamt

Die folgenden Behorden und sonstigen Trager Offentlicher Belange haben keine
Stellungnahme abgegeben:

01. Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung

02. Markt Kleinwallstadt

03. Gemeinde Niedernberg

Stellungnahmen, die zu behandeln sind, haben abgegeben:

Bayer. Landesamt flir Denkmalpflege mit Schreiben vom 22.11.2021

Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege, als Trager
offentlicher Belange, wie folgt Stellung:

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Wir verweisen auf unser Schreiben P-2021-1457-1_S2 vom 01.04.2021.

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zusténdigen Unteren
Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist. Der Verweis auf die Meldepflicht gem. Art. 8
BayDSchG ist daher in den Hinweisen im Lageplan unter C. Hinweise Pkt. 1.1.2 zu
streichen.

Die Untere Denkmalschutzbehdrde erhalt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um
Kenntnisnahme. Fir allgemeine Rickfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der
Bauleitplanung stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfligung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege
betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fir Sie zusténdigen Gebietsreferenten der
Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Stellungnahme vom 01.04.2021
Wir danken fur Inre Anfrage zu o. g. Planung.
Im oben genannten Planungsgebiet liegen folgende Bodendenkmaler:

D-6-6020-0222 Archéologische Befunde des Mittelalters und der frihen Neuzeit im
Ortsbereich von Sulzbach a. Main.

D-6-6020-0223 Archaologische Befunde im Bereich der spatmittelalterlichen Orts-
befestigung in Sulzbach a. Main.

Eine Orientierungshilfe bietet Ihnen der o6ffentlich unter http://www.denkmal.bay-ern.de
zugangliche Bayerische Denkmal-Atlas.



http://www.blfd.bayern.de/
http://www.denkmal.bay-ern.de/

Seite 6

Bodendenkmaéler sind gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu
erhalten.

Der ungestorte Erhalt dieser Denkmaéler vor Ort besitzt aus Sicht des Bayerischen
Landesamts fur Denkmalpflege Prioritdt. Weitere Planungsschritte sollten diesen Aspekt
bereits bertcksichtigen und Bodeneingriffe auf das unabweisbar notwendige Mindestmal
beschranken. Dies kann beispielsweise durch eine konservatorische Uberdeckung der
Denkmalsubstanz (verbunden mit dem Verzicht auf besonders substanzgeféhrdende
Bodeneingriffe, wie z. B. Unterkellerung und Tief-garagen) erreicht werden. Das Bayerische
Landesamt fir Denkmalpflege berat unter diesem Aspekt im Rahmen der néchsten
Planungsschritte gerne.

Die erste urkundliche Erwahnung Sulzbachs geht auf ein Dokument Papst Lucius ll. aus
dem Ende des 12. Jahrhunderts zuriick, in dem ein curtem in Sulzibah (Hof in Sulzbach)
unter den Gutern des Aschaffenburger Stifts aufgefiihrt wird. Eine Befestigung des Ortes mit
Mauern und Rundtirmen ist ab der Mitte des 14. Jahrhunderts nachweisbar.

Informationen zu Art, Umfang und Erhaltung der bekannten Bodendenkmaler und auch tber
die Tiefe der erhaltenen archaologischer Strukturen (wie z. B. Mauer-reste von
Vorgangerbauten, Siedlungsgruben, Latrinen) liegen der Fachbehérde aufgrund der bislang
fehlenden arch&ologischen Begleitung von Baumalinahmen im Stadtgebiert von Sulzbach a.
Main nicht vor. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass arch&ologisch relevante Befunde und
Schichten z. B. direkt unterhalb einer Hofpflasterung oder unter der Bodenplatte von nicht
unterkellerten Gebauden zu Tage treten kdnnen. Bei geplanten Abbrucharbeiten ist daher
darauf zu achten, dass der Abbruch von Bestandsgebauden, wie dies fir den sudlichen
Geltungs-bereich des Bebauungsplanes geplant ist, nur obertagig ohne fachliche Begleitung
durchgefuhrt werden dirfen. Der Ausbau von Fundamenten, Bodenplatten, Stra3enbelage
sowie der Rilckbau von Bestandsunterkellerungen darf hingegen nur mit einer
denkmalrechtlichen Erlaubnis gem. Art. 7 BayDSchG und unter Begleitung einer im
Fachbereich Archaologie des Mittelalters und der Neuzeit qualifizierten Fachfirma
durchgefuhrt werden. Beim Rickbau von Bestandsunterkelle-rungen konnen trotz der
bestehenden modernen Eingriffe in die Denkmalsubstanz sich insbesondere in den Profilen
archdologisch relevante Befunde und Schichten erhalten haben, die wesentliche Hinweise
zur Genese von Sulzbach a. Main seit dem Hochmittelalter geben kdnnen.

Das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege empfiehlt daher auf tiefreichende
Bodeneingriffe, wie z. B. Unterkellerungen und Tiefgaragen bei Neubauten, zu verzichten,
um Eingriffe in die erhaltene Bodendenkmalsubstanz zu verringern. Sollte nach Abwagung
aller Belange im Fall der oben genannten Planung keine Mdglichkeit bestehen,
Bodeneingriffe durch Umplanung vollsténdig oder in grof3en Teilen zu vermeiden bzw. ist
eine konservatorische Uberdeckung des Boden-denkmals nicht mdglich, ist als
Ersatzmallnahme eine archaologische Ausgrabung durchzufihren. Arch&ologische
Ausgrabungen kénnen abhangig von Art und Umfang der erhaltenen Bodendenkmaéler einen
groReren Umfang annehmen und mussen frihzeitig geplant werden. Hierbei sind Vor- und
Nachbereitung der erforderlichen Arbeiten zu bertcksichtigen (u.a. Durchfiihrungskonzept,
Konservierung und Verbleib der Funde, bei Grabfunden auch Anthropologie).

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren
Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist. Das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege
wird in diesem Verfahren die fachlichen Anforderungen formulieren.

Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der
Bodendenkmalpflege entnehmen Sie auch bitte der Broschire ,Bodendenkmaler in Bayern.
Hinweise fir die kommunale Bauleitplanung.®
(https:/iwww.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmal-pflege/
kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere _kommunale-bauleitplanung.pdf)
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Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauf-fassung des
Bayerischen Staatsministeriums fir Wissenschaft, Forschung und Kunst und des
Bayerischen Landesamts fur Denkmalpflege zur Uberplanung von (Boden-) Denkmaéalern
entnehmen Sie bitte unserer Homepage:
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche
_grundlagen_uberplanung_bodendenkmaéler.pdf

(Rechtliche Grundlagen bei der Uberplanung von Bodendenkmalern).

Beurteilung:
Den Anregungen wird gefolgt. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Der Hinweis auf das Erfordernis der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung ist bereits
Bestandteil der textlichen Festsetzungen.

Der Verweis auf die Meldepflicht unter C.1.1.2 wird aus den Hinweisen gestrichen.

Stellungnahme vom 01.04.2021

Inhalte aus der Stellungnahme vom 01.04.2021 sind bereits unter den Hinweisen zur
Bodendenkmalpflege enthalten.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buiro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg mit Schreiben vom 25.11.2021

Zu den vorgelegten Planungen nehmen wir wasserwirtschaftlich wie folgt Stellung:

1. Vorhaben

Der Markt Sulzbach am Main beabsichtigt den Bebauungsplan ,Zwischen Hauptstral’e und
Hinterer Dorfstral3e — Nordlicher Teil“ aufzustellen. Das Plangebiet ist durch die Flurstiicke
164, 145 und 145/1 der Gemarkung Sulzbach am Main eingefasst. Das teils aus
leerstehenden Scheunen bestehende Areal soll zur Neuschaffung von Wohnraum genutzt
werden.

Mit der vorliegenden Planung besteht grundséatzlich Einverstandnis.

2. Wasserwirtschaftliche Belange
2.1 Abwasserbeseitigung

Laut Begrindung zum Bebauungsplan wird zur Entwéasserung weiterhin der vorhandene
Mischwasserkanal verwendet. Mithilfe wvon versickerungsfahigen Bodenbeldagen und
Dachbegrinungen soll die eingeleitete Menge an Niederschlagswasser madglichst gering
gehalten werden.

Das Plangebiet weist gemalR Begrindung ein Potential fur 5 weitere Wohnhauser auf,
wodurch diese vorbildlichen Mal3nahmen unseres Erachtens noch um Zisternen erganzt
werden sollten.
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Da die AMME und die Gemeinschaftsklaranlage Bayerischer Untermain aufgrund der
Siedlungsentwicklung mit Herausforderungen konfrontiert sind, sollte die unnétige Einleitung
von Niederschlagswasser in den Kanal so weit wie moglich verhindert werden.

Die textlichen Festsetzungen sind um folgenden Passus zu erganzen:

,Pas auf den Dachflachen anfallende Niederschlagswasser ist Uber ein getrenntes
Leitungsnetz in private Speicheranlagen (Zisternen) bzw. entsprechende
Gemeinschaftsanlage zu leiten. Im Ubrigen ist das Wasser als Brauchwasser, fir die
Gartenbewésserung bzw. bei Neubauten fiir die Toilettensplilung zu verwenden.*”

2.2 Oberflaichengewésser, Uberschwemmungsgebiete

Der nordliche Bereich des Plangebiets befindet sich im Uberschwemmungsgebiet fir ein
100-jahrliches Hochwasserereignis des Sulzbachs. Dieses wurde mit Verordnung vom
13.09.2017 vorlaufig gesichert, wodurch unter den Hinweisen folgender Passus mit
aufgenommen werden sollte:

,Der nérdliche Bereich des Plangebiets befindet sich im Uberschwemmungsgebiet fiir ein
100-jahrliches Hochwasserereignis des Sulzbachs. Dieses wurde mit Verordnung vom
13.09.2017 vorlaufig gesichert. In Bezug auf sdmtliche gelandeverandernde Mal3nahmen
sind die §§ 78 ff. WHG zu beachten.”

Beurteilung:
Den Anregungen wird teilweise gefolgt. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 1. Vorhaben
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 2. Wasserwirtschaftliche Belange
2.1 Abwasserbeseitigung

Die Festsetzung von Zisternen im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans wird nicht
vorgenommen.

Unter Hinweise wird eine Empfehlung aufgenommen, Zisternen zu errichten, sofern
Bodenarbeiten vorgenommen werden und die Belange des Bodendenkmalschutzes nicht
dagegen sprechen.

Begrindung:

Mit dem Erfordernis der Errichtung von Zsternen bzw. Versickerung vor Ort besteht
grundsatzlich Einverstandnis. Jedoch liegt der gesamte Geltungsbereich dieses
Bebauungsplans im Bereich von gelisteten Bodendenkmalern. Hier soll der Eingriff in den
Boden auf das erforderliche Mindestmald begrenzt bzw. ganzlich vermieden werden, um
eventuell vorhandene Bodendenkmalsubstanz zu schitzen und zu erhalten. Fir jeglichen
Bodeneingriff ist eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung erforderlich. Zudem durfen
Bodenarbeiten nur unter Begleitung einer im Fachbereich Arché&ologie des Mittelalters und
der Neuzeit qualifizierten Fachfirma durchgefiihrt werden.

Daher kann die Zulassigkeit der Errichtung von Zisternen auf den Grundsticken nicht
vorausgesetzt werden.

Zu 2.2 Oberflachengewdasser, Uberschwemmungsgebiete

Der empfohlene Passus wird unter den Hinweisen aufgenommen.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.
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Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

Bayernwerk Netz GmbH — Strom mit Schreiben vom 29.11.2021

In der ,Hinteren Dorfstralle” verlaufen eine 20kV-Mittelspannungskabelleitung und zwei
0,4kV  Niederspannungskabelleitungen unseres Unternehmens mit einem
Schutzzonenbereich von 1mtr. beiderseits der Leitungsachse.

Wir haben dieser Stellungnahme keine Plankopie beigeflgt.

Sollten Sie detailliertere Plane bendtigen, kdnnen Sie sich diese online, nach einmaliger
Anmeldung, selbststandig herunterladen. Verwenden Sie dafur, den nachfolgenden Link:
https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html

Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass es bei Bauarbeiten zu N&aherungen und
Kreuzungen von den vorhandenen Versorgungsleitungen kommen kann. Da jede Bertihrung
bzw. Beschadigung dieser Leitung mit Lebensgefahr verbunden sind, verweisen wir
ausdricklich  auf  unser beiliegendes  Merkblatt zum  Schutz  unterirdischer
Versorgungsleitungen mit den darin enthaltenen Hinweisen und Auflagen. Parallel haben wir
das Merkblatt mit Ausztigen aus der DIN VDE 0105 Teil 100 beigefgt.

Unsererseits bestehen derzeit keine Planungen beziglich der Verlegung von
zusatzlichen 0,4kV Niederspannungskabel.

Im Bereich des oben genannten Bebauungsplans sind mehrere bebaute bzw. freie
Grundsticke aktuell nicht an die Stromversorgung angebunden. Sofern sich hier ein
Anschlussbegehren ergeben sollte, kbnnen sich Interessierte schriftlich tber die Mailadresse
marktheidenfeld@bayernwerk.de an uns wenden. Fir eine erste telefonische
Kontaktaufnahme steht den Kunden unser Herr Lang unter der Rufnummer 09391 903 165
fur technische Auskinfte zur Verfigung.

Unabhangig bitten wir Sie, sich mindestens zwei Wochen vor Baubeginn von Grabarbeiten
mit dem Technischen Kundenmanagement im Kundencenter Marktheidenfeld, Tel. 0941 28
00 33 11 zwecks Unterweisung bzw. Begehung in Verbindung zu setzen.

Bei Sach-, Personen- und Vermdgensschaden, die auch gegenuber Dritten bei
Nichtbeachtung der notwendigen Sicherheitsbedingungen entstehen, Ubernimmt die
Bayernwerk Netz GmbH keine Haftung.

Gegen die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes bestehen keine
grundsétzlichen Einwendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb
unserer vorhandenen Anlagen nicht beeintréchtigt werden.

Wir mochten Sie bitten, uns auch weiterhin an der Aufstellung bzw. an Anderungen von
Flachennutzungs-, Bebauungs- und Grinordnungspléanen zu beteiligen, da sich besonders
im Austbungsbereich unserer Versorgungsleitungen Einschrankungen bezuglich der
Bepflanzbarkeit ergeben kénnen.

Beurteilung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind im Rahmen der konkreten
Objektplanung zu beachten.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.


https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html
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Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

Bayernwerk Netz GmbH — Gas mit Schreiben vom 29.11.2021

Die Netze der Gasversorgung Unterfranken GmbH (GasUf) sind an die Energienetze Bayern
GmbH verpachtet. Die Betriebsfihrung liegt bei der Bayernwerk Netz GmbH, daher nehmen
wir Stellung zu lhren Schreiben.

In der ,,Hinteren DorfstraBe“ verlauft eine GAS Hauptleitung unseres Unternehmens
mit einem Schutzzonenbereich von 1 mtr. beiderseits der Leitungsachse. Parallel dazu
ist ein Grof3teil der bestehenden Bestandsgebaude mit einem GAS Hausanschluss an
das Versorgungsnetz angebunden. Alle Versorgungsanlagen haben jeweils einen
Schutzzonenbereich von 1 mtr. beidseits der Leistungsachse.

Wir haben dieser Stellungnahme keine Plankopie beigefiigt.

Sollten Sie detailliertere Plane benttigen, kdnnen Sie sich diese online, nach einmaliger
Anmeldung, selbststandig herunterladen. Verwenden Sie dafiir, den nachfolgenden Link:
https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html

Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass es bei Bauarbeiten zu Naherungen und
Kreuzungen von den vorhandenen Versorgungsleitungen kommen kann. Da jede Bertihrung
bzw. Beschadigung dieser Leitung mit Lebensgefahr verbunden sind, verweisen wir
ausdricklich  auf  unser beiliegendes  Merkblatt zum  Schutz  unterirdischer
Versorgungsleitungen mitden darin enthaltenen Hinweisen und Auflagen.

Unsererseits bestehen derzeit keine Planungen beziglich der Verlegung von
zusatzlichen Versorgungsleitungen GAS.

Im Bereich des oben genannten Bebauungsplans sind mehrere bebaute bzw. freie
Grundstucke aktuell nicht an die Gasversorgung angebunden. Sofern sich hier ein
Anschlussbegehren ergeben sollte, kénnen sich Interessierte schriftlich tUber die Mailadresse
marktheidenfeld@bayernwerk.de an uns wenden. Fir eine erste telefonische
Kontaktaufnahme steht den Kunden unsere Frau Heckmann unter der Rufnummer 09391
903 146 fur technische Auskinfte zur Verfigung.

Unabhangig bitten wir Sie, sich mindestens zwei Wochen vor Baubeginn von Grabarbeiten
mit dem Technischen Kundenmanagement im Kundencenter Marktheidenfeld, Tel. 0941 28
00 33 11 zwecks Unterweisung bzw. Begehung in Verbindung zu setzen.

Bei Sach-, Personen- und Vermdgensschaden, die auch gegenuber Dritten bei
Nichtbeachtung der notwendigen Sicherheitsbedingungen entstehen, Ubernimmt die
Bayernwerk Netz GmbH keine Haftung.

Gegen die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes bestehen keine
grundsatzlichen Einwendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb
unserer vorhandenen Anlagen nicht beeintrachtigt werden.

Wir mdchten daher darauf hinweisen, dass in den angegebenen Schutzzonenbereichen
bestehende Bau- und Bepflanzungsbeschrénkung zu beachten sind und uns Pléane fir Bau-
und Bepflanzungsvorhaben jeder Art rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies
gilt insbesondere fur Stral3en- und Wegebaumal3nahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen,
Kiesabbau, Aufschittungen, Freizeit- und Sportanlagen, Bade- und Fischgewasser und
Aufforstungen.

Wir mochten Sie bitten, uns auch weiterhin an der Aufstellung bzw. an Anderungen von
Flachennutzungs-, Bebauungs- und Grinordnungspléanen zu beteiligen, da sich besonders
im Austbungsbereich unserer Versorgungsleitungen Einschrankungen beziglich der
Bepflanzbarkeit ergeben kdnnen.


https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html
mailto:marktheidenfeld@bayernwerk.de
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Beurteilung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind im Rahmen der konkreten
Objektplanung zu beachten.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmit.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

Landratsamt Miltenberg mit Schreiben vom 16.12.2021

A) Bauplanungs-und Bauordnungsrecht

Aus bauleitplanerischer und bauordnungsrechtlicher Sicht besteht Einverstandnis mit der
Planung sofern noch Folgendes beachtet wird:

Hofflachen

Die unter dem Punkt 4 genannten Hofflichen beinhalten keine Baufenster.

Die Perlenschnur grenzt den Bereich ,GH* véllig aus. Eine Regelung fur Gebaude, bis auf
die Wandhohe und die Anzahl der Geschosse, wird nicht getroffen. Grundsatzlich werden die
insgesamt Uberbaubaren Flachen lber die Festsetzung der Grundflachenzahl geregelt.

Es sollten weitere Festsetzungen erfolgen, um eine komplette Uberbauung der Flachen
auszuschlieen. Auch sollte beachtet werden, dass Grenzgebaude mit einer Wandhohe von
4,5 m nicht zuldssig sind.

Die Festsetzung ist zu Uberarbeiten.

Grenzbebauung

Es wird die geschlossene Bauweise innerhalb der festgesetzten Baugrenzen festgesetzt.
Prinzipiell werden gem. 8§ 22 Abs. 3 BauNVO Geb&ude in der geschlossenen Bauweise ohne
seitlichen Grenzabstand errichtet. Die Festsetzung bedeutet zundchst, dass das Grundstlck
grundséatzlich langs der offentlichen Verkehrsflaichen von der einen seitlichen
Grundsticksgrenze bis zur anderen seitlichen Grundsticksgrenze bebaut werden
muss.

In der Begriindung wird des Weiteren ausgefuhrt, dass auf dem Grundstick FI. Nr. 148 an
der Hinteren Dorfstrae von der beidseitigen Grenzbebauung abgewichen werden darf,
wenn die Grundstlckseigentiimer dies winschen. Dies ist allerdings aus den Festsetzungen
nicht erkennbar.

Da es laut Kommentarliteratur zur Festsetzung der geschlossenen Bauweise auch gewisse
Moglichkeiten der Abweichung gibt (z. B. ,nnerer Gebadude-Abstand®, geringflgige
Grenzabstande, ausnahmsweise vorzufindende Grenzabstinde in Gebieten nach § 34
BauGB), sollte fir die westlichen Grundsticke im Bereich WB2 und WB3 die
Grenzbebauung entsprechend definiert werden, um bei einer zukunftigen (Neu-)bebauung
Missverstandnissen und Unklarheiten vorzubeugen.

Zuldssigkeit von Carports

Die unter dem Punkt 3 zulassigen Carports mit einem Abstand von mindestens 2 m zur
Stral3enbegrenzungslinie widersprechen § 2 der GaStellV. Grundsatzlich ist es madglich,
einen geringeren Abstand festzusetzen. In der Begriindung ist dies entsprechend zu
erlautern. Wir bitten, die Begriindung zu tiberarbeiten.
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Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen

Die unter dem Punkt 7 genannte mdgliche Abweichung kann im Genehmigungsverfahren
nicht gepruft werden und ist unrealistisch. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass fir jeden
Antrag ein schalltechnisches Gutachten vorzulegen ist. Zudem verhindert diese Festsetzung
einen Bauantrag im Freistellungsverfahren.

Dachform

Der Punkt 1.1.1 Dachformen hat den Unterpunkt FD (Flachdach), dieser setzt in
begrundeten Einzelféallen ein Mansard- oder Walmdach fest. Der Punkt ist nicht stimmig und
ist daher zu Uberarbeiten.

Weiter stellt sich die Frage, wie im Einzelfall ein Walmdach oder ein Mansarddach zu
begrinden ist? Der Punkt ist ebenfalls zu Uberarbeiten. Ist hierfir eine Befreiung
erforderlich?

Der Bebauungsplan sollte auch die Dachformen der Gauben und Zwerchhausern regeln.
Zwar sind diese in der Baugestaltungssatzung geregelt, erfahrungsgemaf wird diese jedoch
von vielen Architekten und Planern nicht beachtet.

Stadtebauliche Beurteilung
Baulinien

Es werden Baulinien in Bereichen, die nicht der offentlichen Verkehrsflache zugewandt sind,
festgesetzt. Hier fehlt die Darstellung der Notwendigkeit in der Begriindung.

Festsetzungen zur Firstrichtung

Die Festsetzung der Firstrichtung ist aus hiesiger Sicht nicht schliissig begriindet, da Sie
teilweise die bestehende Firstrichtung wiederspiegelt, jedoch kein Bezug auf die
Ortsbildgestalt zu erkennen ist. Wahrend die Firstrichtung an der Hauptstrale wechselt, ist
fur die Hintere Dorfstrale eine einheitliche Traufstandigkeit der Gebéaude als
ortshildbestimmend festgesetzt, wahrend hier der Bestand ebenfalls giebel- und
traufstandige Gebaude aufweist. Wodurch begrindet sich die fehlende Festsetzung der
Firstrichtung fur Flurstiick 170 (HauptstralRe 2)?

Stadtebaulich wéare hier auf den herausgestellten Charakter der Eckbebauung gerade in
Bezug auf das angrenzende Denkmal (D-6-76-160-1) einzugehen.

Festsetzung zur Dachgestaltung

Die Festsetzung zur Dachgestaltung hinsichtlich der Gauben ist aus stadtebaulicher Sicht
eher verunstaltend als regelnd einzustufen. Schleppgauben und Giebelgauben wirken auf
35° geneigten Satteldachern eher unausgewogen und dberdimensioniert in ihren
Proportionen. Im Dachneigungsbereich bis 38°-Dachern sollten die ,schlanken" und heute
wesentlich moderner auszubildenden Flachdachgauben ebenfalls zuldssig sein. Nicht
begrundet wird der Ausschluss von Spitzgauben, wahrend Zwerghauser und Quergestellte
Giebel zulassig sind.

Beurteilung:

Den Anregungen wird teilweise gefolgt. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Hofflachen
Innerhalb dieser Flachen soll eine flexible Anordnung von Nebenanlagen zuléssig sein.

Um die Uberbaubare Flache einzugrenzen, wird erganzt: ,Innerhalb der Hoffldchen ist eine
Uberbauung von max. 30% der Hofflache zulassig. Flachen fur Stellplatze und deren
Zufahrten bleiben bei der Berechnung aul3er Betracht.” Die textlichen Festsetzungen und die
Begrindung werden entsprechend angepasst.
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Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt erganzt und konkretisiert:

Bestehende Nebengebdude auf der Grundstiicksgrenze sind nach Abbruch an gleicher
Stelle maximal in gleicher Hohe und Breite des bisher vorhandenen baulichen Bestandes
zuléssig.”

Im Ubrigen gelten die Anforderungen der BayBO.

Erlauterung: Bei Einhaltung der genannten Bedingungen I6st das Nebengeb&ude keine
Abstandsflachen aus.

Damit soll die in zeitichem Zusammenhang zum Abbruch vorgenommene Neuerrichtung
eines bestandsgeschitzten Nebengebdudes auf der Grundstiicksgrenze, welches die
Abstandsflachen nicht einhélt, ermdglicht werden. Aber keine weitere Grenzbebauung uber
die Anforderungen der BayBO hinaus.

Auf die Festsetzung GH 4,50 m innerhalb der Hofflachen wird verzichtet. Innerhalb der
Hofflachen werden Nebenanlagen mit einer max. Wandhohe von 3,00m gam. BayBO
zugelassen.

Die Begriindung wird erganzt.

Grenzbebauung

Aufgrund der zwischenzeitlichen Vorlage konkreter Planungen fir die Grundsticke FI.-Nrn.
145, 148 sowie 152/1, die eine durchgehende Grenzbebauung vorsehen, ist eine
Ausnahmeformulierung nicht mehr erforderlich. Die Begriindung wird angepasst.

Der Anregung wird insofern gefolgt, als dass in der Planzeichnung folgende Anpassung zur
Regelung der Grenzbebauung vorgenommen wird:

Darstellung der zwingenden einseitigen  Grenzbebauung zur  verspringenden
Grundstucksgrenze zw. Fl.-Nrn. 152 und 153.

Zulassigkeit von Carports
Die Begriindung wird entsprechend erganzt.

Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen

Richtig, gilt aber nur fur WB 1 und nur, wenn die Umgehungsstral’e gebaut wird. Die
textlichen Festsetzungen sowie die Begriindung werden angepasst.
- Siehe unter C) Immissionsschutz

Dachform

FUr Hauptgebaude sind nur Satteldacher zulassig.

Davon werden ausgenommen:

Beim Eckgebédude Hauptstrale 2 (FI. Nr. 170) ist auch ein Mansard- oder Walmdach
zulassig.

Auf den Parzellen Fl.-Nrn. 170, 145 und 148 sind auch Flachdédcher auf den im Plan
gekennzeichneten Bereichen zulassig.

Die Dachform von Gauben wurde im B-Plan-Entwurf bereits mit alleiniger Zulassigkeit von
Schleppgauben unter B 1.2.1 geregelt.

Es wird ergéanzt, dass auch flach geneigte Gauben zulassig sind (siehe auch
Gestaltungssatzung).

Auf eine zuséatzliche Festsetzung zu Zwerchh&dusern wird verzichtet. Dies wird in der
Gestaltungssatzung geregelt (aktuell Novellierung).

Baulinien
In der Begriindung zum Entwurf des BP war unter 7.3 (S. 15) bereits enthalten, dass die
einseitige Grenzbebauung durch die Festsetzung von Baulinien gesichert werden soll. Es
soll damit der Bestand bzw. bei Abbruch die Mdglichkeit der Ersatzbebauung gesichert
werden.
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Firstrichtung

Die Begrundung wird dahingehend konkretisiert, dass die Firstrichtung entsprechend des
Gebaudebestands festgesetzt wird.

Abweichend davon wird im Bereich der Hinteren Dorfstra3e FI.-Nr. 155 keine Firstrichtung
festgesetzt, um dem Eigentimer Ausbau der Scheune oder Neubau zu ermdglichen. Beide
Lésungen sind stadtebaulich vertraglich. Die Festsetzung der Firstrichtung im Bereich der
FI.-Nr. 145 ergibt sich aus einer mit der Verwaltung und dem stadtebaulichen Berater
abgestimmten geplanten Bebauung.

Beim Gebaude Hauptstr. 2 wird die Firstrichtung (Eckbebauung) eingetragen. Das auf3erhalb
des Geltungsbereichs liegende Baudenkmal (D-6-76-160-1) wird nachrichtlich in die
Planzeichnung Ubertragen.

Die Begrindung wird erganzt.

Festsetzung zur Dachgestaltung

Die Dachform von Gauben wurde im B-Plan-Entwurf bereits mit alleiniger Zulassigkeit von
Schleppgauben unter B 1.2.1 geregelt.

Es wird zur Konkretisierung ergéanzt, dass auch flachgeneigte Gaubendacher eingeschlossen
sind (siehe auch Gestaltungssatzung).

Da im Planungsgebiet Spitzgauben nicht vorhanden sind, werden diese auch fur zukinftige
Baumaf3nahmen nicht zugelassen.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buiro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

B) Natur-und Landschaftsschutz

Dem Bebauungsplanentwurf wird aus naturschutzrechtlicher und -fachlicher Sicht
zugestimmt.

Der Markt Sulzbach a. M. beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplanes ,Zwischen
HauptstralBe und Hinterer Dorfstralle — Nordlicher Teil* im Bereich der Altortlage von
Sulzbach. Das Bauleitplanverfahren wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
durchgefuhrt. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung sowie auch die Umweltprifung
entfallen. Den Artenschutz gilt es unabhangig von der Verfahrensart zu bertcksichtigen.
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG gilt es zu vermeiden.

Fir das Gebiet ,Zwischen Hauptstral’e und Hinterer Dorfstral’e — Nordlicher Teil* besteht
aktuell kein Bebauungsplan. Der vorliegende historisch gewachsene Gebaudebestand mit
der gewerblichen Nutzung zur Hauptstrale und Uberwiegend Wohnnutzung zur Hinteren
Dorfstral3e soll durch die Aufstellung des Bebauungsplans gesichert werden. Gleichzeitig
sollen mafvolle Mdglichkeiten zur Nachverdichtung bzw. zur Neunutzung im Bereich
brachgefallener Scheunen und Nebengebaude entlang der Hinteren Dorfstra3e geschaffen
werden. Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan soll abgesichert werden, dass trotz der
besonderen Bebauungsstruktur (einseitige und beidseitige Grenzbebauung) gesunde
Wohnverhaltnisse auf Dauer sichergestellt werden.

Gestalterische Vorgaben sollen sicherstellen, dass sich auch Neubauten in die historische
Baustruktur einfigen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst die Grundstiicke
FI.-Nrn. 145, 145/1, 148, 149, 152, 152/1, 153, 155, 159, 159/2, 159/3, 161, 162, 164 & 170.
Die Flache des Geltungsbereichs betragt 7.602 m2,
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Im rechtskraftigen Flachennutzungsplan ist das Plangebiet als Dorfgebiet (MD) dargestellt.
Im Bebauungsplan soll jedoch die gesamte Flache als Besonderes Wohngebiet entwickelt
werden. Da sich der Bebauungsplan nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt, soll der
Flachennutzungsplan auf Grundlage des Bebauungsplans nach 8§ 13a BauGB berichtigt
werden.

Die dicht bebaute Ortslage lasst in Teilbereichen eine intensive Durchgriinung nicht mehr zu.
Um dennoch ein Mindestmall an Begrinung und eine Verbesserung des Kleinklimas
herstellen zu kdénnen, wurde in die Festsetzungen des Bebauungsplans die Pflanzung und
der dauerhafte Erhalt von jeweils einem hochstdammigen Baum je 250 m2 unbebauter
Grundstucksflache, die extensive Begriunung der Dachflachen von Flachdachgaragen und
Carports, sowie die gartnerische Gestaltung, Unterhaltung und Pflege von nicht Gberbaute
Grundstucksflachen Gbernommen. Kies-, Schotter- und ahnliche Materialschtittungen ggf. in
Kombination mit darunterliegenden wasserdichten und nicht durchwurzelbaren Folien sind
hierbei unzulassig. Eine geeignete Pflanzauswabhlliste ist in den Festsetzungen vorhanden.

Durch Abbruch- und NeubaumaRnahmen kénnten europarechtlich geschitzte Vogelarten,
Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und dessen gesetzlich geschiitzten Lebensstatten
betroffen sein. Im Plangebiet sind zum aktuellen Zeitpunkt keine umfangreichen Abbriiche
von Gebduden geplant. Insofern wurde zum aktuellen Zeitpunkt auf eine
artenschutzrechtliche Prifung verzichtet. In den Bebauungsplan wurden diesbeziglich unter
A.8.5 textliche Festsetzungen mit entsprechenden Vorgaben zur Beachtung der Vermeidung
von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestanden bei Abbriichen und Sanierungen der
Bestandsgebaude sowie bei Gehoélzrodungen aufgenommen.

Die naturschutzfachlichen Belange wurden folglich in den textlichen Festsetzungen des
Bebauungsplans ,Zwischen Hauptstral3e und Hinterer Dorfstral3e — Nordlicher Teil“, sowie in
der dazugehorigen Begrindung berticksichtigt.

Beurteilung:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

C) Immissionsschutz

Es wird empfohlen, die Orientierungswerte der DIN 18005 Beiblatt 1 in den Festsetzungen
aufzunehmen.

Die schalltechnischen Orientierungswerte fiir Besondere Wohngebiete liegen gemaf Nr. 1.1
d) des Beiblatt 1 der DIN 18005 Teil 1 bei tagsuber 60 dB (6:00 bis 22:00 Uhr) und nachts
bei 45 bzw. 40 dB (22:00 bis 6:00 Uhr). Bei zwei angegebenen Nachtwerten soll der
niedrigere fur Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlarm sowie fiur Gerdusche von vergleichbaren
offentlichen Betrieben gelten. Der hohere Wert gilt fir Gerausche, die durch den Verkehr
verursacht werden.

Unter Punkt 7 ,StralRenverkehrslarm® wird festgesetzt, dass alternativ zur DIN 4109 der
bauliche Schallschutz auch gemaf VDI 2719 nachgewiesen werden kann.
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Die Anforderungen des baulichen Schallschutzes gegen Auf3enlarm ergeben sich geman
DIN 18005 aus der DIN 4109. Insofern die VDI 2719 als Alternative zur DIN 4109 festgesetzt
werden soll, wird empfohlen, diese Aussage unter z.B. Angabe des Anwendungsbereichs
sowie der erforderlichen Schallschutzklasse der Fenster praziser zu definieren.

Die dem StralRenverkehrslarm zugewandten Gebdudefassaden werden in dem Planentwurf
mit einer rot gezackten Linie dargestellt. An diesen Bereichen ist der in den Festsetzungen
beschriebene bauliche Schallschutz gemafl? DIN 4109 bzw. VDI 2719 nachzuweisen und
einzuhalten.

Aus larmschutzfachlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass in den Bereichen, wo keine
geschlossene Bauweise vorliegt (z.B. zwischen den Gebauden Hausnr. 22 und 18, 18 und
16, 14 und 12 etc.) der Schall durch die Baulicken treten kann, wodurch eine
Uberschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte an den hier gelegenen seitlichen
Gebéaudefassaden nicht ausgeschlossen werden kann. Diese Bereiche wéren ebenfalls
durch baulichen Schallschutz zu schitzen.

Da kein Larmgutachten zur detaillierten Beurteilung vorliegt, wird aus hiesiger Sicht
empfohlen, die Erweiterung der rot gezackten Linie bis zur ca. Mitte der betroffenen
seitlichen Gebaudefassaden in den Baulicken vorzunehmen.

Unter Punkt 7, letzter Absatz, wird die Moglichkeit erdffnet, von den Festsetzungen
abweichen zu konnen, insofern im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht wird,
dass die zum Luften geeigneten Fenster von Schlaf- und Kinderzimmern im Einzelfall mit
AulBenpegeln des Stralienverkehrslarms von nachts weniger als 50 dB(A) beaufschlagt sind.

Gemal beiliegender Begrindung wurde der hier angegebene néchtliche Wert von 50 dB(A)
der VDI 2719 entnommen. Nachtliche Werte von 50 dB(A) fur Verkehrslarm entsprechen
jedoch gemafR Beiblatt 1 der DIN 18005 den Orientierungswerten eines Dorf- bzw.
Mischgebietes. Insofern sich der herangezogene Wert auf die schalltechnischen
Orientierungswerte beziehen soll, wird darauf hingewiesen, dass der néachtliche
Orientierungswert fur Verkehrslarm in Besonderen Wohngebieten bei 45 dB(A) liegt.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass gemal Beiblatt 1 der DIN 18005
bei Beurteilungspegeln von Uber 45 dB, selbst bei nur teilweise geoffneten Fenstern,
ungestorter Schlaf haufig nicht mehr maoglich ist. Die Reduzierung des Wertes auf 45 dB(A)
wird daher aus larmschutzfachlicher Sicht empfohlen.

Gemal Punkt 5.2 der Festsetzungen sind Luftwdrmepumpen zur Abschirmung stérender
Gerausche so anzuordnen bzw. abzuschirmen, dass die schalltechnischen
Orientierungswerte der TA Larm eingehalten werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei den Werten der TA Larm nicht um
schalltechnische Orientierungswerte, sondern um Immissionsrichtwerte handelt. Da
Immissionsrichtwerte fir Besondere Wohngebiete in der TA Larm nicht gesondert aufgefuhrt
werden und um dem Besonderen Wohngebiet Rechnung zu tragen, wird ein zusatzlicher
Hinweis empfohlen, dass die Einstufung analog zur DIN 18005 erfolgt. Fir Besondere
Wohngebiete ware entsprechend tagstber der Immissionsrichtwert fir Mischgebiete von 60
dB(A) (Nr. 6.1 d) TA Larm) sowie nachts der Immissionsrichtwert fiir Allgemeine
Wohngebiete von 40 dB(A) (Nr. 6.1 e) TA Larm) heranzuziehen.

Beurteilung:

Orientierungswerte

Die Orientierungswerte der DIN 18005 Beiblatt 1 werden unter Hinweise in den Plan
aufgenommen.

StraRenverkehrslarm
Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt prazisiert:
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Die dem Larm zugewandten Fassadenseiten liegen im Larmpegelbereich IV. Danach ist zum
Schutz vor Verkehrslarm bei Raumen, die dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen,
der bauliche Schallschutzgem&nR DIN 4109 nachzuweisen.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen mussen im Larmpegelbereich IV die
AulRenbauteile von Aufenthaltsrdumen in Wohnungen und &hnlichem einschlie3lich der
Fenster mindestens ein bewertetes Schalldammmal R'w, res = 40 dB erbringen.

Larmzugewandte Fassadenseite
Die Darstellung wird wie vorgeschlagen in der Planzeichnung erganzt.

Die textlichen Festsetzungen werden wir folgt konkretisiert:

Zum Schutz vor Verkehrslarm sind die Ruherdume (z. B. Schlaf und Kinderzimmer) im WB 1
auf die der StraBe abgewandte Gebaudeseite zu orientieren. Alternativ = zur
Grundrissorientierung der Ruherdume in diesen Bereichen kénnen diese auch mit
ausreichend  dimensionierten  schallgeddammten  Dauerliftungsanlagen, die den
Anforderungen an die Luftschallddmmung der jeweiligen Fenster entsprechen, ausgestattet
werden.

Abweichung von der Festsetzung

Hier wird in den textlichen Festsetzungen und in der Begrindung erganzt, dass diese
Ausnahme nur greift, wenn die Umgehungsstralle gebaut worden ist und auf der
Hauptstral3e entsprechende Reduzierungen der Verkehrsbelastung vorliegen.

Die Begriindung wird auf das WB statt VDI abgestellt.

Wéarmepumpen
Der Hinweis wird wie folgt korrigiert und erganzt:

JLuftwdrmepumpen unterliegen den Vorschriften der TA Larm. Sie sind so anzuordnen bzw.
abzuschirmen, dass die Immissionsrichtwerte der TA L&rm eingehalten werden.*

Zu den Orientierungswerten wird unter Hinweise erganzt:

,LDa Immissionsrichtwerte fiir Besondere Wohngebiete in der TA Lérm nicht gesondert
aufgefuhrt werden, erfolgt die Einstufung analog zur DIN 18005. Fir Besondere
Wohngebiete wére entsprechend tagsuber der Immissionsrichtwert fur Mischgebiete von 60
dB(A) (Nr. 6.1 d) TA Larm) sowe nachts der Immissionsrichtwert fir Allgemeine
Wohngebiete von 40 dB(A) (Nr. 6.7 e) TA Larm) heranzuziehen.*

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

D) Bodenschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Zwischen Hauptstral’e und Hinterer Dorfstrale —
Nordlicher Teil* liegen die Grundstticke mit den FI.-Nrn. 143 teilw., 144 teilw., 145, 148, 149,
152, 153, 155, 159/2, 159/3, 161, 162, 164 und 170 der Gemarkung Sulzbach. Die v. g.
Grundsticke sind nicht im bayerischen Altlastenkataster nach Art. 3 des Bayerischen
Bodenschutzgesetzes (BayBodSchG) als Altlast oder schadliche Bodenveranderung
verzeichnet. Auch dariber hinaus liegen uns keine Informationen vor, dass sich auf den
besagten Grundstiicken eine Altlast oder eine schadliche Bodenverénderung befindet.
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Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungsplans
»Zwischen Hauptstralle und Hinterer Dorfstra3e - Nordlicher Teil“ in Sulzbach a. Main somit
keine Bedenken.

Wir weisen allerdings daraufhin, dass Boden ein besonders schitzenswertes Gut darstellt
und mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll. Um
Uberflussige Erdmassenbewegungen zu vermeiden, ist daher bei der Planung kunftiger
Bauvorhaben eine Anpassung an dem Geladndeverlauf anzuraten. Mutterboden ist
grundsatzlich auszuheben und in nutzbarem Zustand zu erhalten. Anfallender, nicht
kontaminierter, Bodenaushub sollte vorrangig wieder an dem Ort, an dem er ausgehoben
wurde, fur Bauzwecke wiederverwendet werden. Ist eine Wiederverwendung innerhalb des
Bauvorhabens nicht moglich, ist best-méglich eine ordnungsgeméafRe und schadlose
Verwertung des Bodenaushubs in drtlicher Nahe anzustreben.

Hinweis:

Die Informationen im Altlastenkataster nach Art. 3 BayBodSchG geben nur den momentan
erfassten Datenbestand wieder, der nicht den aktuellen Verhaltnissen auf dem Grundstiick
entsprechen muss. Gegebenenfalls muss ein Verantwortlicher nach Bodenschutzrecht
(insbesondere  Eigentiimer) eine entsprechende Uberpriifung (Recherche bzw.
Untersuchung) selbst veranlassen. Sollten sich dabei, entgegen unseren bisherigen
Erkenntnissen, konkrete Anhaltspunkte fur das Vorliegen von Altlasten oder schadlichen
Bodenverénderungen ergeben, dann ist der Verantwortliche nach Art. 1 (BayBodSchG)
verpflichtet, die Untere Bodenschutzbehdrde im Landratsamt Miltenberg unverziglich tber
diesen Sachverhalt zu informieren und ihr die diesbezilglich vorhandenen Unterlagen
vorzulegen.

Beurteilung:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Grundstiicke im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind im Wesentlichen tberbaut.
AulRerdem ist der Aushub von Boden eingeschrénkt durch die Lage im Bereich zweier
Bodendenkmaler. BaumalRnahmen mit gréReren Aushubarbeiten oder Bodenbewegungen
sind nicht zu erwarten. Eine Aufnahme der vorgelegten Hinweise in den Bebauungsplan ist
daher nicht erforderlich.

Unter Hinweise: C.2 wird auf den Umgang mit ggf. kontaminiertem Boden bzw. Uberpriifung
nach Kampfmitteln hingewiesen.

Unter C.2.1 wird folgender Satz erganzt:

,S0llten sich konkrete Anhaltspunkte fiir das Vorliegen von Altlasten oder schédlichen
Bodenveranderungen ergeben, dann ist der Verantwortliche nach Art. 1 (BayBodSchG)
verpflichtet, die Untere Bodenschutzbehtérde im Landratsamt Miltenberg unverziiglich tber
diesen Sachverhalt zu informieren und ihr die diesbeziiglich vorhandenen Unterlagen
vorzulegen.*”

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

E) Wasserschutz
Zur vorgelegten Planung nimmt das Sachgebiet Wasserrecht wie folgt Stellung:
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Lage im Uberschwemmungsgebiet

Der nordliche Bereich des Plangebiets befindet sich im Uberschwemmungsgebiet fir ein
100-jahrliches Hochwasserereignis des Sulzbachs. Dieses wurde mit Verordnung vom 13.
September 2017 vorlaufig gesichert.

Gemal § 78 Abs. 8 WHG gelten fur nach § 76 Abs. 3 WHG vorlaufig gesicherte Gebiete die
§ 78 Absatze 1 bis 7 entsprechend.

Nach § 78 Abs. 3 WHG hat die Gemeinde in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten bei
der Aufstellung, Anderung oder Erganzung von Bauleitplanen fiir die Gebiete, die nach § 30
Absatz 1 und 2 oder § 34 des Baugesetzbuches zu beurteilen sind, in der Abwéagung nach §
1 Absatz 7 des Baugesetzbuches insbesondere zu beriicksichtigen:

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,
2. die Vermeidung einer Beeintréchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und
3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben.

Die fachliche Beurteilung der Ziffern 1 bis 3 obliegt dem Wasserwirtschaftsamt.
Beurteilung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Lage im Uberschwemmungsgebiet

Zu 1 und 2): Von Seiten des Wasserwirtschaftsamtes als Fachbehorde wurden diesbezglich
keine Vorgaben erhoben.

Zu 3): Um Schaden der Gebdude vor Verndssungen im Hochwasserfall zu vermeiden,
enthélt  der Bebauungsplanentwurf  bereits  eine  Festsetzung, dass die
Erdgeschossful3bodenhdhe bei Geb&auden innerhalb des HQ 100 des Sulzbachs mit min.
118,70 mUNN zu bertcksichtigen ist. Dieses Malf3 berticksichtigt das HQ 100 einschlieflich
eines Freibordmalfies von 0,50 m.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buiro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein:; 0 Personlich beteiligt:

F) Denkmalschutz

Die Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes fur Denkmalpflege ist einzuholen und zu
bertcksichtigen.

Beurteilung:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes fur Denkmalpflege wurde eingeholt und
bertcksichtigt.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buiro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.
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Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

G) Brandschutz

Von Seiten der Brandschutzdienststelle wird ausschlieBlich zu den Belangen des
abwehrenden Brandschutzes Stellung bezogen.

Die bemessene Loschwassermenge von 96 m3/h Uber einen Zeitraum von 2 Stunden, aus
Hydranten oder offenen Gewassern in maximal 300 m Entfernung, sind hier auch aus
unserer Sicht definitiv erforderlich.

Der Markt Sulzbach verfugt Uber eine Drehleiter (DLK 18), mit einer Nennrettungshéhe von
18 m, bei Ausladung von 12 m; bei Gebauden tber acht Meter von Gelandeoberflache zum
hdchsten anleiterbaren Fenster im obersten Geschoss, in dem Aufenthaltsr&ume sind, muss
die Richtlinie ,Flachen fur die Feuerwehr” Beachtung finden.

Bei Einhaltung der oben genannten Punkte bestehen derzeit keine weiteren Anforderungen
bezlglich des abwehrenden Brandschutzes.

Beurteilung:

Den Anregungen wird gefolgt. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Gemal den hydraulischen Loschwasserberechnungen stehen um das o.g. Baugebiet in
einem Umkreis von < 200 m Hydranten mit einer Leistungsfahigkeit von = 1.600 I/min (=
96m3/h) Loschwasser zur Verfliigung. Die bendtigte Loschwassermenge wird dber zwei
Stunden im Hochbehalter Sulzbach vorgehalten.

In den Bebauungsplan wird die Lage der Hydranten, die das Plangebiet versorgen,
nachgetragen.

In den textlichen Festsetzungen wird erganzt:

Sofern Gebdude mit Aufenthaltsrdumen errichtet werden sollen, deren Fenster im obersten
Geschoss hoher als 8,0 m angeordnet sind, sind bei der Baueingabe die entsprechenden
Richtlinien zu beachten.”

Die Begriindung wird erganzt.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buiro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein; 0 Personlich beteiligt:

Zweckverband AMME mit Schreiben vom 22.12.2021

In der Begrindung zum B-Plan ,Zwischen Hauptstral’e und Hinterer Dorfstral3e - Nordlicher
Teil“ wird unter Punkt 6.2 das Schmutz- und Niederschlagswasser behandelt. Auf folgende
Punkte mochten wir zusatzlich hinweisen und bitten diese zu prufen, mit aufzunehmen bzw.
ZU erganzen:
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Bei den zusatzlichen max. 5 Wohnh&usern oder bei Neu- bzw. Umbauten sollte das auf
den Dachflachen anfallende Niederschlagswasser ebenfalls der Versickerung zugefiihrt
werden. Moglichkeiten der Versickerung sind flachenhafte Versickerung tber geeigneten
Oberboden oder Mulden, linienformige Versickerung tber Rigolen oder Sickerrohre oder
punktuelle Versickerung tber einen Sickerschacht.

Um erlaubnisfrei zu versickern, darf das gesammelte Niederschlagswasser nicht durch
hauslichen, gewerblichen oder sonstigen Gebrauch nachteilig verandert oder mit
anderem Abwasser bzw. wassergefahrdenden Stoffen vermischt sein (Fehlanschlisse
vermeiden!). Das bayerische Landesamt fur Umwelt (LfU) bietet das Online-Programm
-,BEN“ an, mit dessen Hilfe eigenverantwortlich geprtft werden kann, ob die geplante
Versickerung erlaubnisfrei ist oder nicht, das Programm ,BEN® finden Sie unter
folgendem Link auf der Innenseite des LfU: BEN - LfU Bayern

Grundsatzlich wird empfohlen, ein geeignetes Fachbiro oder einen Architekten mit der
Planung der Versickerungsanlagen zu beauftragen. Die tatsachliche Sickerfahigkeit des
Bodens ist vor der Errichtung der Versickerungsanlagen zu prifen und sicherzustellen
(Bodengutachten/Sickertest). Um Schaden auf dem eigenen Grundstick oder
Nachbargrundstiicken zu vermeiden und eine schadlose Versickerung zu gewabhrleisten,
sind die nach DWA-A 138 erforderlichen Abstdande zu Geb&ude- und
Grundstucksgrenzen einzuhalten.

Grund-, Quell- und Drainagewasser (Fremdwasser) darf nicht in das 6ffentliche Misch-
und Schmutzwassersystem eingeleitet werden. Soll dieses gesammelt und einem
Gewasser (oberirdisch oder unterirdisch) zugeleitet werden, stellt dies ggf. einen
wasserrechtlichen  Benutzungstatbestand dar, der nach den einschlagigen
Wassergesetzen genehmigungsbeddrftig ist.

Die Einleitung von Niederschlagswasser aus den Dachflachen der Grundsticke und
zusatzliches Schmutzwasser in das Mischsystem kann bei Starkregenereignissen zum
Uberstau des Kanalsystems filhren. Damit verbunden ist auch ein moglicher
Abwasserriickstau in die angeschlossenen Grundsticksentwasserungsanlagen. Gegen
den Rickstau des Abwassers aus der Entwasserungseinrichtung hat sich jeder
Anschlussnehmer selbst zu schiitzen.

Bei Gemeinden mit gesplitteter Abwassergebihr besteht durch die Entwasserungs- und
Gebuhrensatzung (Einzeltall prufen) die Moglichkeit, dass die
Niederschlagswassergebuhr beim Betrieb einer Regenwasserversickerungsanlage nicht
erhoben wird.

Wird zusatzliches Niederschlagswasser in das Mischsystem eingeleitet, muss die
Mitgliedsgemeinde zuklnftig in zusatzliches Speichervolumen far die
Mischwasserbehandlung, VergréRerung der Abwasserkandle und des Gewdasserschutzes
auf Grundlage der weitergehenden Anforderungen investieren. Weiterhin erhdht sich
dadurch auch der Energie- u. Materialaufwand in der Klaranlage. Dies alles fuhrt
nachgelagert zu starken Erhéhungen der Abwassergebtiihren bei allen Einwohnern.

Beurteilung:

Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Unter Hinweise sowie in der Begrindung wird der Sachverhalt dargestellt. Eine zwingende
Festsetzung zur Versickerung des Dachflachenwassers auf den Grundstiicken ist nicht
maoglich und wird daher nicht aufgenommen.

Unter Hinweise wird die Empfehlung aufgenommen, das Dachflachenwasser auf dem
Grundstuck zu versickern, sofern die Belange des Bodendenkmalschutzes nicht dagegen
sprechen.

Begrindung:
Mit dem Erfordernis von Versickerung vor Ort besteht grundsétzlich Einverstandnis.
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Jedoch liegt der gesamte Geltungsbereich dieses Bebauungsplans im Bereich von gelisteten
Bodendenkmalern. Hier soll der Eingriff in den Boden auf das erforderliche Mindestmali
begrenzt bzw. ganzlich  vermieden werden, um eventuell  vorhandene
Bodendenkmalsubstanz zu schiitzen und zu erhalten. Fir jeglichen Bodeneingriff ist eine
denkmalschutzrechtliche Genehmigung erforderlich. Zudem durfen Bodenarbeiten nur unter
Begleitung einer im Fachbereich Arch&ologie des Mittelalters und der Neuzeit qualifizierten
Fachfirma durchgeftihrt werden.

Daher kann die Zulassigkeit der Herstellung von Versickerungseinrichtungen, die einen
Eingriff in den Boden erfordern, auf den Grundstiicken nicht vorausgesetzt werden.

Beschlussvorschlag:

Der Beurteilung des Buro PlanerFM wird vollinhaltlich zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

b) Behandlung der Stellungnahmen sonstiger Beteiligter (Burger);

Im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen.

c) Anordnung der erneuten 6ffentlichen Auslegung

Beschlussvorschlag:

Der Bebauungsplanentwurf ,Zwischen Hauptstral3e und Hinterer Dorfstral’e - Nordlicher Teil*
mit Begrindung in der Fassung vom 10.03.2022 wird erneut offentlich ausgelegt. Die Dauer
der Auslegung und die Frist zur Stellungnahme werden auf 2 Wochen verkuirzt.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: Personlich beteiligt:

o

2 Vorstellung des Konzeptes zum Neubau von 2 Mehrfamilienhausern auf
den Grundstucken Fl.-Nrn. 145, 148 und 152/1 (Hintere Dorfstral3e 8, 10
und 12)

Der planende Architekt Christof Trenner stellt das Konzept zum Neubau von 2
Mehrfamilienhdusern auf den Grundsticken Hintere Dorfstrale 8, 10 und 12 anhand
einer Prasentation vor und gibt umfangliche Erlauterungen hierzu.

Der Bauherr hatte urspringlich den Bau eines Mehrfamilienwohnhauses mit 8
Wohneinheiten auf dem Grundstick Hintere Dorfstralle 8 (FI.-Nr. 145) angedacht
(siehe BA-Sitzung vom 14.10.2021).
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Nach dem zwischenzeitlichen Zukauf der Grundsticke FIL-Nrn. 148 und 152/1
(Hintere DorfstralRe 10 und 12) beinhaltet das Konzept nunmehr die Errichtung von 2
Mehrfamilienwohnhdusern (1 x 9 und 1 x 10 WE) im baulichen Zusammenhang
sowie einer erdgeschossigen Durchfahrt am nordlichen Ende des sudlichen
Baukorpers.

Die Planung sieht insgesamt 37 oberirdische Stellplatze vor: 14 stralR3enseitige
Stellplatze, 9 Stellplatze im Grundsticksinneren (hiervon 3 x Behindertenstellplatze)
sowie im ruckwartigen Bereich 14 Stellplatze als Doppelparker.

Die Wohnungen sind aufgrund zusatzlicher hofseitiger Hauszugénge allesamt
barrierefrei erreichbar. Im Keller sind grofle Raume zur Unterbringung von
Kinderwagen, Gehhilfen und Fahrradern vorgesehen. Auch in den Kellerabteilen fir
die Wohnungen konnen Fahrrader abgestellt werden. Die Kellerraume sind uUber
einen Aufzug zu erreichen.

Das Konzept wurde unter Zugrundelegung des derzeit in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplanentwurfes ,Zwischen Haupt- und Hinterer DorfstralRe - nordlicher Teil
erstellt. In mehreren Gesprachsrunden (Planer, Bauherr, Biuro PlanerFM,
Stadteplaner und Marktverwaltung) wurde die Planung an den B-Planentwurf
angepasst bzw. wurden insbesondere unter Bericksichtigung der vorherrschenden
Gelandeverhaltnisse sowie aus stadtebaulichen Gesichtspunkten im
Bebauungsplanentwurf Anderungen hinsichtlich der Wandhohe/Firsthdhe und der
Dachform (Flachdach) des Zwischenbaus vorgesehen.

Von Seiten des Buros PlanerFM sowie des gemeindlichen Stadteplaners wird das
vorgestellte Konzept aus stadtebaulicher Sucht als gelungen bezeichnet. Gleiches
gilt auch fur die Einschatzung der Mitglieder des Grundsticks-, Bau- und
Umweltausschusses.

Beschluss:

Das Konzept zum Neubau von 2 Mehrfamilienhdusern auf den Grundstiicken Fl.-Nrn.
145, 148 und 152/1 wird dem Grunde nach gutgeheif3en. Eine Befreiung von der
gemeindlichen Stellplatz-Satzung wegen des Wegfalls einer Grinflache nach 3
zusammenhangenden stral3enseitigen Stellplatzen (im Bereich der Durchfahrt) kann
in Aussicht gestellt werden.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 8
Personlich beteiligt:

Ja:
Nein:

(@) [oe]
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3 Behandlung der vorliegenden Bauantrage

3.1 Bauantrag iber Umnutzung des Zweifamilienhauses zu einem 3-
Familienwohnhaus mit Apartment (4 WE), Goethestral3e 23 ("Hohfeld")

Das geplante Bauvorhaben erfordert folgende Befreiungen von den Festsetzungen
des Bebauungsplanes:

e Uberschreitung der Baugrenze (Carport);

e Abweichende Dachform und Dachneigung der Gaube und des Zwerchgiebels;

e Uberschreitung der zulassigen Einfriedungshohe;

Weiterhin erfordert das Vorhaben eine Abweichung von der gemeindlichen

Stellplatzsatzung, da der geforderte Grinstreifen nicht nach 3, sondern erst nach 4
zusammenhangenden Stellplatzen angeordnet ist.

Beschluss:

Fir das geplante Bauvorhaben und die damit verbundenen Befreiungen von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie eine Abweichung von der
gemeindlichen Stellplatzsatzung wird das gemeindliche Einvernehmen erteilt.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 8
Personlich beteiligt:

Ja:
Nein:

(@) fee]

3.2 Bauantrag Uiber Neubau eines Wohnhauses mit Doppelgarage, Auf der
Birkenhohe 14 (" Am Sulzbacher Weg")

Das geplante Bauvorhaben erfordert eine Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes wegen Uberschreitung der Baugrenze im Bereich der Garage mit
Abstellraum.

Beschluss:

Fir das geplante Bauvorhaben und die damit verbundene Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes wird das gemeindliche Einvernehmen erteilt.

Aussparungen fur die Zu- und Ableitung fir Wasser- und Kanalanschluss sind durch
den Bauherrn mit seinem Bauleiter im Einvernehmen mit den Gemeindewerken
vorzunehmen. Anschlisse der genannten Art werden nur ausgefthrt, wenn die
Aussparungen, wie vom Werkmeister angegeben, erstellt sind. Au3erdem wird auch
hier zur Auflage gemacht, dass samtliche Ver- und Entsorgungsleitungen sowie
Anschlusse dieser Art gemal3 den gemeindlichen Satzungen herzustellen sind.
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An vorhandenen gemeindlichen Leitungen dirfen keinesfalls Veranderungen oder
Verlegungen vorgenommen werden. Nach der genehmigten Kanalsatzung ist vor
dem Anschluss an die gemeindliche Kanalisation ein Revisionsschacht einzubauen,
der ohne Leitungskrimmung mit dem Stral3enkanalanschluss zu verbinden ist.

Weiterhin hat sich jeder Anschlussnehmer gegen den Rickstau des Abwassers aus
dem Abwassernetz selbst zu schitzen. Fir Schaden durch Rickstau haftet der
Markt Sulzbach a. Main nicht

Abstimmungsergebnis:

Ja. 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

3.3 Tekturantrag iber Anbau einer Fahrzeug-und Abstellhalle an das
bestehende Feuerwehrgebaude, Spessartstr. 124 ("Gewerbegebiet
Hohfeld")

Der Marktgemeinderat hat in der Sitzung vom 24.02.2022 den von der FFW
beantragten Abweichungen/Anderungen gegeniber dem bereits genehmigten
Bauvorhaben zugestimmt.

Die nunmehr vorliegende Tekturplanung beinhaltet die Verlangerung der Halle um
ca. 1,7 m auf die gleiche Flucht wie die vorhandene Gebaudekante der
Fahrzeughalle sowie die Erhdhung des Gebdudes auf eine Innenh6éhe von 3,5 m
(erforderlich fir die Unterbringung eines Schwerlastregals mit 3 Ebenen fir Paletten).

Beschluss:
Fur das geplante Bauvorhaben in der Fassung der Tekturplanung vom 02.03.2022

wird das gemeindliche Einvernehmen erteilt.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 8
Personlich beteiligt:

Ja:
Nein:

8
0

3.4 Antrag aufisolierte Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes fir den Einbau eines Naturpools/Biopools mit
Pflanzzone, Kurt-Schumacher-Stral3e 4 ("Wachenbach-Muhlweg")

Der Antrag beinhaltet den Bau eines Naturpools/Biopools mit den Maf3en 10,0 x 3,5 x
1,6 m (L/B/T) im rickwartigen Gartenbereich des Grundstickes Kurt-Schumacher-
Stral3e 4.
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Das grundsatzlich gemafl? Art. 57 Abs. 1 Zffer 10 Buchstabe a) BayBO
verfahrensfreie Vorhaben befindet sich teilweise auf3erhalb der im Bebauungsplan
festgesetzten Baugrenze und erfordert deshalb eine isolierte Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Die Eigentiumer der betroffenen Nachbargrundsticke haben dem Vorhaben
zugestimmt.

Beschluss:
Dem Bau eines Naturpools/Biopools und der damit verbundenen isolierten Befreiung

von den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 8
Personlich beteiligt:

Ja:
Nein:

(@} [ee]

3.5 Antrag aufisolierte Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes fir den Neubau eines Carports, Lerchenweg 5
("Neuaufstellung B-Plan Hasenhecke")

Der Antrag beinhaltet die Errichtung eines Carports mit den MalRen 7,60 x 3,80 m an
der seitlichen (ndrdlichen) Grundsticksgrenze des Grundstiickes Lerchenweg 5. Das
grundsatzlich gemald Art. 57 Abs. 1 Ziffer 1 Buchstabe b) BayBO verfahrensireie
Vorhaben befindet sich teilweise aul3erhalb der im Bebauungsplan festgesetzten
Baugrenze und erfordert deshalb eine isolierte Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes.

Der betroffene Grundstucksnachbar hat dem Vorhaben zugestimmt.
Beschluss:
Der Errichtung eines Carports und der damit verbundenen isolierten Befreiung von

den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 8
Personlich beteiligt:

Ja:
Nein:

(@} [oe]
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3.6 Antrag aufisolierte Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes fir den Bau eines Gartenhauses, Hollerweg 9
("Sudliches Ortsgebiet")

Der Antrag beinhaltet die Errichtung eines Gartenhauses mit einer Grundflache von
13,50 m2 (ca. 550 x 2,50) im ruckwartigen und grenzseitigen Bereich des
Grundstickes Hollerweg 9. Das grundsatzlich gemafR Art. 57 Abs. 1 Ziffer 1
Buchstabe a) BayBO verfahrensfreie Vorhaben befindet sich aul3erhalb der im
Bebauungsplan festgesetzten Baugrenze und erfordert deshalb eine isolierte
Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Die betroffene Grundstiicksnachbarin (FI.-Nr. 1845) hat dem geplanten Vorhaben
(unter bestimmten mit den Bauherren abgesprochenen Bedingungen) zugestimmt.

Beschluss:

Der Errichtung eines Gartenhauses und der damit verbundenen isolierten Befreiung
von den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird zugestimmt.

Die Antragsteller sind unter Bezugnahme auf Art. 6 Abs. 7 Ziffer 1 BayBO darauf
hinzuweisen, dass unter Berlcksichtigung des vorgesehenen grenznahen
Standortes Aufenthaltsraume und Feuerstatten im geplanten Gebaude nicht zuldssig
sind.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:
4 Behandlung der vorliegenden Bauanfragen

4.1 Bauvoranfrage tilber Neubau eines Mehrfamilienwohnhauses mit
Tiefgarage, Spessartstral3e 49 ("Nordlich Spessartstral3e™)

Die vorliegende Bauvoranfrage beinhaltet den Abbruch des Bestandsgebaudes
Spessartstralle 49 und den Neubau eines grenzstandigen Mehrfamilienwohnhauses
mit Tiefgarage (Zufahrt von Westen).

Die Planung sieht eine stralBenseitig 3-geschossige Bebauung (EG, OG, DG) mit
Satteldach sowie im rickwartigen Bereich eine 2-geschossige Bebauung mit
Flachdach vor und entspricht somit hinsichtlich der Anzahl der Geschosse den
Festsetzungen des Bebauungsplanes ,Nordlich Spessartstral3e®. Im ruckwartigen
Bereich wird die im B-Plan festgesetzte Baugrenze um ca. 5 m uberschritten. Nach
Angaben des Antragstellers wird mit 12 Wohneinheiten geplant.

Fur die Tiefgarage sieht die Planung 18 Stellplatze vor, weitere 5 Stellplatze sind
oberirdisch angedacht.
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In der Beratung wird seitens des Gremiums die Auffassung vertreten, dass das
vorgelegte Konzept weiterverfolgt werden konne und die Uberschreitung der hinteren
Baugrenze vertretbar sei.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen zum Neubau eines Mehrfamilienwohnhauses mit
12 Wohneinheiten, verbunden mit einer Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes wegen Uberschreitung der rickwartigen Baugrenze, kann
grundsatzlich in Aussicht gestellt werden.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 8
Personlich beteiligt:

Ja:
Nein:

(@) [oe]

4.2 Bauvoranfrage Uber Neubau eines Einfamilienwohnhauses,
SpessartstralRe 84 (Innerhalb bebauter Ortsteile)

Die seitherigen auf dem Grundstiick Spessartstrale 84 befindlichen Gebaude
wurden komplett im Herbst 2021 abgebrochen.

Das Grundstick soll nunmehr mit einem Gebaudekomplex (Garage/Carport,
eingeschossiger Zwischenbau mit Nutzung als Heizung und Abstellraum,
zweigeschossiges Wohngebaude) entlang der westlichen Grundstiicksgrenze bebaut
werden.

Das Grundstiick befindet sich in einem Bereich ohne Bebauungsplan, sodass sich

das Bauvorhaben gem. 8 34 BauGB in die Eigenart der ndheren Umgebung einfligen
MUusS.

Beschluss:

Fur das geplante Bauvorhaben wird das gemeindliche Einvernehmen in Aussicht
gestellt.

Die endgultige Planung sollte hinsichtlich der umfangreichen Grenzbebauung mit

dem Landratsamt (Bauamt) sowie hinsichtlich der angrenzenden Kreisstrale mit
dem Staatlichen Bauamt abgestimmt werden.

Abstimmungsergebnis:

Ja. 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:
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5 Umweltschutz;
Vorlage der eingegangenen Bewerbungen fir das Ehrenamt der/des
Umweltbeauftragten - Beratung und weitere Veranlassung

Die Amtszeit der derzeitigen Umweltbeauftragten des Marktes Sulzbach a. Main
endet am 30.04.2022. Eine weitere Amtszeit mochten beide Umweltbeauftragten
nicht mehr austben.

Daher wurde gemalR dem Beschluss vom 11.11.2021 des Grundstiicks-, Bau- und
Umweltausschusses im Amts- und Mitteilungsblatt sowie auf der gemeindlichen
Homepage der Aufruf zur Suche neuer ehrenamtlicher Umweltbeauftragter
veroffentlicht.

In der Verwaltung gingen daraufhin zwei Bewerbungen ein. Die Bewerbungen sowie

der Entwurf fir die Bestellung von Umweltbeauftragten wurden mit der Ladung zur
heutigen Sitzung im Ratsinformationssystem bereitgestellt.

Beschlussvorschlag:

Der Markt Sulzbach a. Main bestellt Frau Johanna Leisner und Herrn Alexander Hel}
zu neuen Umweltbeauftragten des Marktes Sulzbach a. Main.

Die Verwaltung wird beauftragt, die entsprechenden Vereinbarungen mit Frau
Leisner und Herrn Hel3 abzuschliel3en.

Sollten in absehbarer Zeit noch zusatzliche Bewerbungen fur das Ehrenamt des/der

Umweltbeauftragten eingehen besteht grundsatzlich die Moglichkeit, das Team zu
erweitern.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 8
Personlich beteiligt:

Ja:
Nein:

8
0

6 Berichte des Bilrgermeisters

Es liegen keine Berichte vor.

Wegen Aufhebung der Nichtoffentlichkeit erscheinen die nachfolgenden
Tagesordnungspunktein der 6ffentlichen Niederschrift:

1 Neubau eines selbstdndigen Radweges von Sulzbach nach Soden (BA 1 -

Wachenbachweg);
Auftragsvergabe der Ingenieurleistungen aufgrund der vorliegenden
Honorarangebote

Die Verwaltung hat drei Ingenieurbiros zur Abgabe eines Angebotes angeschrieben,
die allesamt ein Angebot abgegeben haben.
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Das Ingenieurbiro Bernd Eilbacher hat das wirtschaftlich annehmbarste Angebot
abgegeben.

Auf Nachfrage teilte Herr Weber von der Regierung von Unterfranken nunmehr
telefonisch mit, dass das Forderprogramm des Bundes wegen Uberzeichnung
geschlossen ist und der Markt Sulzbach nicht mehr angenommen werden kann.

Weiterhin verwies Herr Weber auf weitere Forderprogramme des Freistaates Bayern
und des Landkreises Miltenberg. Die Verwaltung schlagt deshalb vor, zunachst
nochmals vor Auftragsvergabe die Forderung zu Kklaren.

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit Herrn Eilbacher alternative
Fordermoglichkeiten abzuklaren.

Im Fall entsprechender positiver Erkenntnisse wird die Verwaltung erméchtigt, den
Auftrag zur Erbringung der Ingenieurleistungen (Objektplanung Verkehrsanlagen,
Entwurfsvermessung und Erstellung eines  Bestandsplanes dber die
Ingenieurbauwerke (Durchlasse etc.) an das Ingenieurbiro Bernd Eilbacher gem.
dem Honorarangebot vom 08.03.2022 in Hohe von 56.664,22 € zu vergeben.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:
4 Einrichtung einer Trinkwasser-Ersatzversorgung Sulzbach-Obernau;

Abschluss eines Wasserlieferungsvertrages mit der Aschaffenburger
Versorgungs-GmbH (AVG)

Mit MGR-Beschluss vom 27.01.2022 wurde der Einrichtung einer Trinkwasser-
Ersatzversorgung Sulzbach-Obernau entsprechend der von der Aschaffenburger
Versorgungs-GmbH (AVG) vorgelegten Prasentation, verbunden mit einer halftigen
Kostenteilung zwischen AVG und Markt Sulzbach a. Main, zugestimmt. Die AVG
wurde ermachtigt, die Planung und Ausschreibung der MaRRnahme auszufuhren.

Die AVG hat zwischenzeitich mit den Planungs- und Ausfiihrungsarbeiten fur die
neue Ubergabestation begonnen. Erste Auftrage fir die Kampfmittelerkundung und
Baugrunduntersuchung wurden bereits vergeben. Aktuell werden der Austausch der
Versorgungsleitungen auf Obernauer Seite sowie die Anlagentechnik der
Ubergabestation geplant.

Mit E-Mail vom 10.03.2022 wurde der Entwurf des Uberarbeiteten Wasserlieferungs-
vertrages, welcher den formellen Rahmen fir das Projekt bildet, vorgelegt.

Der Vertrag fuldt auf dem bestehenden Wasserliefervertrag aus 2019 und soll mit
Wirkung zum 01.01.2023 auf die Dauer von 25 Jahren abgeschlossen werden. Der
bereits geleistete BKZ wird wie besprochen angerechnet.
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Der von der AVG vorgelegte Vertragsentwurf wurde mit der Ladung zur heutigen
Sitzung im Ratsinformationssystem bereitgestellt. Fragen zum bzw. Einwande gegen
den Vertragsentwurf werden nicht geaul3ert.

Beschluss:

Die Verwaltung wird erméchtigt, den mit E-Mail vom 10.03.2022 als Entwurf
vorgelegten Wasserlieferungsvertrag mit der Aschaffenburger Versorgungs-GmbH
abzuschlief3en.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 8 Anwesend: 8
Nein: 0 Personlich beteiligt:

Nach Abschluss dieses TOPs schlief3t der Vorsitzende die offentliche Sitzung und
bedankt sich bei den anwesenden Ausschussmitgliedern fir die Mitarbeit.

Martin Stock Hubert Schmitt
Vorsitzender SchriftfUhrer



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Sachverhalt
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

